
Berlin. Die Grundrente ist noch
nicht in Kraft. Doch Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil
(SPD) bereitet schon eine weite-
re Reform vor. „Der nächste
Schritt wird die Einbeziehung der
Selbstständigen in das System der
Alterssicherung sein“, sagte er
der dpa. „Viele Selbstständige
sind nicht gut abgesichert.“

Wer ein Unternehmen führt,
muss grundsätzlich nicht oder
nur begrenzt in die gesetzliche
Rentenversicherung einzahlen
und sichert sein Auskommen im
Alter privat ab. Häufig gibt es be-
rufsständische Versorgungswer-
ke, die eine Möglichkeit einer
Rentenzahlung bieten.

Doch vor allem Solo-Selbst-
ständigen – das sind Unterneh-
mer ohne Mitarbeiter – fehlt die-
ses private Netz sehr oft und noch
öfter können sie sich den Aufbau
einer Altersabsicherung gar nicht
leisten. In den vergangenen Jahr-
zehnten ist ihr Anteil unter den
Selbstständigen zudem gestiegen.
Vor allem auf diese Gruppe sowie
auf Unternehmensgründer zielt
Heils Vorstoß, der bereits im Ko-
alitionsvertrag zwischen SPD und
Union verankert wurde.

Dort heißt es, es solle eine Al-
tersvorsorgepflicht für alle Selbst-
ständigen eingeführt werden, die
nicht verpflichtend zum Beispiel
in berufsständischen Versor-
gungswerken abgesichert seien.
Die Versicherten sollten entschei-
den, ob sie lieber in die gesetzli-
che Rente gehen oder mit ande-
ren insolvenzsicheren Sparmo-
dellen vorsorgen wollen.

In der vergangenen Woche
wurde ein Vorschlag aus Kreisen
der CDU bekannt, wonach von

2030 an nicht nur Selbstständige,
sondern auch Beamte und Politi-
ker in die GRV sollen, sofern sie
nicht älter als 30 Jahre sind. Der
Vorschlag schaffte es allerdings
nicht in das abschließende Papier
des Fachausschusses der CDU.

Anfang des Jahres wurde in der
Koalition ein Modell diskutiert,
das so ähnlich funktionieren soll.
Demnach soll ein Gesetz be-
schlossen werden und jeder
Selbstständige, der zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens jünger
ist als 45 Jahre ist, soll dann in die
gesetzliche Rente einzahlen oder
eine obligatorische private Ren-
tenversicherung nachweisen.

Ob die Koalition die Regelung
für die Selbstständigen noch be-
wältigen kann, scheint jedoch zu-
nehmend fraglich. Der Bundes-
tags-Wahlkampf dürfte im kom-
menden Jahr mit Wucht begin-
nen. Schon jetzt ist die Stimmung
zwischen den Koalitionspartnern
gereizt. Es könnte sein, dass der
Wille für eine gemeinsame Ren-
tenpolitik aufgebraucht ist. gwb

Die Pflicht zur Rente
fürdenUnternehmer
Soziales Minister Heil bereitet neues Gesetz
vor. Doch die Vorstellungen in der Koalition
liegen noch weit auseinander.

Berlin. Grünen-Chef Robert Ha-
beck hat der CDU angesichts des
Koalitionsstreits in Sachsen-An-
halt über die Erhöhung der Rund-
funkgebühren Handlungsunfähig-
keit vorgeworfen. „Mein Eindruck
ist, dass in der CDU jeder macht,
was er will“, sagte Habeck am
Donnerstag. „Die Führungs-
schwäche ist eklatant und zwar
auf allen Ebenen“, führte der Bun-
desvorsitzende aus.

Die Kenia-Koalition aus CDU,
SPD und Grünen ist sich uneins
über die Erhöhung der Rundfunk-
gebühren. Die CDU-Fraktion im
Magdeburger Landtag spricht
sich mit der AfD gegen eine Bei-
tragserhöhung aus. Rückhalt be-
kommt sie vom Anwärter auf den
CDU-Bundesvorsitz, Friedrich
Merz. „Gerade in Zeiten von Co-

rona kann man die Gebührener-
höhung kritisch sehen“, sagte
Merz. SPD und Grüne sind für die
Erhöhung.

Habeck hat nach eigenen An-
gaben kein Verständnis für die
Blockade der CDU: „Die Grünen
haben immer wieder Kompro-
missvorschläge gemacht.“ So sä-
hen die Grünen durchaus Re-
formbedarf und hätten vorge-
schlagen, die Intendantengehäl-
ter zu begrenzen. „Die
Vorschläge wurden von der CDU
abgeschmettert“, sagte Grünen-
Landeschef Sebastian Striegel.
„Die Union hatte die Chance, Din-
ge neu zu verhandeln. Doch der
Medienstaatsvertrag ist ohne De-
batte durchgegangen“, kritisierte
Striegel. Eine Entscheidung wird
am Mittwoch erwartet. dot

Grünen-ChefHabeck
attackiert CDU
Rundfunkbeitrag Der Bundesvorsitzende
wirft der Partei Handlungsunfähigkeit und
Führungsschwäche vor.

Hintergrund

Auch Seuchen können ihre guten
Seiten haben. Als die Cholera im
19. Jahrhundert in den Metropo-
len Europas wütete, wurde Ge-
sundheit zu einem eigenen Poli-
tikfeld. Die Münchner Kanalisa-
tion etwa geht auf eine Epidemie
1854 zurück, Müllabfuhren, zen-
trale Schlachthöfe und Städte-
baureformen wurden in der Fol-
ge auch in anderen Großstädten
durchgesetzt. „Es erfolgten bis
dahin unvorstellbar große Inves-
titionen in die gesundheitsrele-
vante Infrastruktur der Städte“,
beschreiben die Medizinhistori-
ker Heiner Fangerau und Alfons
Labisch die Auswirkungen, von
denen die Menschen noch heu-
te profitieren.

Nun könnte es wieder eine
Massenerkrankung sein, die zum
Treiber des Fortschritts in
Deutschland wird. „Corona hat
einen riesigen Digitalisierungs-
schub ausgelöst. In fünf Mona-
ten nach Pandemiebeginn ist
mehr in Sachen Digitalisierung
geschehen als in den fünf Jahren
zuvor“, beschreibt Valentina
Daiber, Vorstand bei Telefónica,
die aktuelle Situation. Home-
schooling, Homeoffice, Video-
konferenzen, Telesprechstun-
den, Livestreams in Kultur und
Medien, bargeldloses Bezahlen
– kaum jemand kommt seit dem
ersten Lockdown an den digita-
len Technologien vorbei.

Das lässt sich auch an nackten
Zahlen ablesen: Microsoft regis-
trierte auf Windows-10-Geräten
vier Billionen Nutzungsminuten
und damit 75 Prozent mehr im
Monat als im Vorjahreszeitraum.
Der Videokonferenz-Anbieter

Zoom konnte seine Nutzerzah-
len seit Beginn der Pandemie
von zehn Millionen auf 300 Mil-
lionen Nutzer täglich steigern.
Amweltgrößten Internetknoten
De-Cix in Frankfurt am Main
glühen deswegen die Kabel:
Nachdem Anfang März bereits
so viele Daten wie noch nie flos-
sen, wurde der Rekord im No-
vember erneut überboten.

Das Virus sorgt jedoch nicht
nur dafür, dass immer mehr Da-
ten unterwegs sind. Auch Robo-
ter dringen langsam aber sicher
in den Alltag der Menschen vor.
„Die Pandemie motiviert auch
Unternehmen, in Automation zu
investieren, die damit bislang
wenig zu tun hatten“, sagt Susan-
ne Bieller, Generalsekretärin des
Internationalen Robotikver-
bands IFR. Bestes Beispiel dafür
sind die vielerorts auch mit
EU-Hilfe angeschafften Desin-
fektionsroboter, die in immer
mehr Kliniken Räume säubern.
Die kleinen Helfer brauchen laut
einemKommissionssprecher nur
15 Minuten, um ein Patienten-
zimmer mit Hilfe ultravioletten
Lichts zu desinfizieren. Zwar
sind die Umsätze auch in der Ro-
botikbranche coronabedingt ein-
gebrochen. Viele Experten sind
jedoch überzeugt, dass dieWirt-
schaftskrise den Automatisie-
rungsgrad schnell erhöhen wird.

Schon nach der Finanzkrise
2008 verschwanden Routinetä-
tigkeiten, die sich leicht automa-
tisieren lassen, und kehrten nicht
zurück, weiß der deutsch-schwe-
dische Ökonom Carl Benedikt
Frey zu berichten. Das hat nicht
nur damit zu tun, dass Roboter

immun sind gegen Viren (außer
den virtuellen) und somit auch
keine Lohnfortzahlung imKrank-
heitsfall benötigen – Eigenschaf-
ten, die den krisenbedingt unter
Kostendruck stehenden Unter-
nehmen gut gefallen.

Kollege Roboter übernimmt
Eine Folge des Coronavirus ist
vor allem auch, dass Unterneh-
men auf der ganzen Welt ihre
Lieferketten überdenken. „Das
wird wahrscheinlich die Einfüh-
rung von Robotern beschleuni-
gen und in einigen Regionen zu
einer Renaissance der industri-
ellen Produktion führen“, heißt
es beim IFR. Gerade in Hoch-
lohnländern ist eine solcheWie-
dergeburt jedoch nur mit einem
hohen Grad an Automatisierung
rentabel. Für die Zeit nach der
Krise erwartet der IFR deswegen
einen deutlichen Roboter-Schub.
Stieg ihre Anzahl in der Indus-
trie schon von 2014 bis 2019 um
85 Prozent auf 2,7 Millionen Ein-
heiten, erwartet der IFR, dass
2024 vier Millionen der an-
spruchslosen Kollegen im Ein-
satz sind.

Dass Digitalisierung kein
Selbstzweck ist, sondern bei al-
len Nachteilen auch gesellschaft-
lichenMehrwert bietet, machten
die Diskussionen beim jüngsten
Digitalgipfel der Bundesregie-
rung deutlich. Automatisierung
etwa könnte den Fachkräfteman-
gel abmildern. Im Gesundheits-
wesen eröffnet die elektronische
Patientenakte neue Therapie-
möglichkeiten. Angestellte, die
auch vom Homeoffice aus arbei-
ten können, haben mehr Zeit für
sich oder die Familie. Und Kon-
ferenzen, für die niemand in den
Flieger steigen muss, sind ein Se-
gen fürs Klima.

Das es allerdings auch noch
jede Menge zu tun gibt, zeigte
eine Bundestagsdebatte kurz vor
dem Digitalgipfel. Sie geriet zu
einer Generalabrechnung mit
der Digitalpolitik der Bundesre-
gierung. Die Krise habe „das
wahre Ausmaß dessen, was wir
in der Digitalisierung in den letz-
ten Jahren nicht umgesetzt ha-
ben, wie durch ein Brennglas
schonungslos offengelegt“, kriti-
sierte der Vorsitzende des Digi-
talausschusses im Bundestag,
Manuel Höferlin (FDP).

Schulen und Rathäuser etwa
leisten sich einen Unterbie-
tungswettbewerb in der IT-Aus-
stattung. Für Kopfschütteln sor-
gen zudem altertümliche Kom-
munikationswege zwischen Ge-
sundheitsämtern und Behörden,
die für Verzögerungen sorgen.
„Wir dürfen nicht nochmal in ei-
ner Welt voller Faxe landen“, so
Höferlin. Vielleicht ändert sich
das ja nun – wie in Zeiten der
Cholera. Igor Steinle

Mit Corona in die Zukunft

Desinfektionsroboter am
Düsseldorfer Flughafen:
Die mannshohe, fernge-
steuerte Maschine arbei-
tet mit UV-Licht. Foto: pic-
ture alliance/dpa/Flughafen
Düsseldorf

Hubertus Heil: Rentenversiche-
rungspflicht für alle.

Foto: Michael Kappeler/dpa

Paris. Der 94-jährige ehemalige
französische Präsident Valéry
Giscard d’Estaing ist in seinem
Haus im zentralfranzösischen
Département Loir-et-Cher an den
Folgen einer Covid-19-Erkran-
kung gestorben. Er war von 1974
bis 1981 Staatschef. Ihn verband
eine besondere Freundschaft mit
Bundeskanzler Helmut Schmidt
(SPD), mit dem er nahezu zeit-
gleich regierte und den er um fünf
Jahre überlebte. Kanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) und Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron
würdigten ihn als „großen Euro-
päer“ – die Kanzlerin auch als
Freund Deutschlands. dpa/afp Valéry Giscrad d’Estaing 1974 als Präsidentschaftskandidat.
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Valéry Giscard d’Estaing ist tot Vietnam
Ermittlung gegen
Flugbegleiter
Hanoi. Nach den ersten lokal
übertragenen Corona-Fällen in
Vietnam seit fast 90 Tagen hat die
Polizei Ermittlungen gegen einen
Flugbegleiter eingeleitet. Er gilt
als Ursprung der neuen Infektio-
nen. Der 28-jährige Patient, der
von seiner Arbeit suspendiert
wurde, war aus Japan nach Viet-
nam zurückgekehrt. Nach seiner
Ankunft trat er die obligatorische
Quarantäne an, hatte in dieser
Zeit Kontakt aber zu seiner Mut-
ter und zu zwei Freunden, darun-
ter ein Englischlehrer. dpa

Libanon
Geberkonferenz
fordert Reformen
Paris/Berlin. Die internationale
Gemeinschaft will dem krisenge-
beutelten Libanon weiter helfen,
fordert aber die Bildung einer
neuen Regierung und dringend
notwendige Reformen. So ließe
sich das Vertrauen des libanesi-
schen Volkes und der ausländi-
schen Geldgeber zurückgewin-
nen, erklärten Frankreichs Staats-
chef Emmanuel Macron und
UN-Generalsekretär António Gu-
terres am späten Mittwochabend
nach einer internationalen Video-
konferenz. dpa

4
Billionen Nutzungsminuten auf
Windows-10-Geräten mehr als noch
im Vorjahreszeitraum registriert Mi-
crosoft während der Corona-Pande-
mie.

Prozent weniger Mobilität als im Vor-
jahreszeitraum ist Folge des teilweisen
Lockdowns. An Werktagen lag die Mo-
bilität um 7 Prozent niedriger als 2019,
an den Wochenenden um 15 Prozent.
Dies werten Statistiker als Hinweis,
dass große Teile der Bevölkerung ihrer
regulären Beschäftigung nachgingen,
auf Freizeitaktivitäten amWochenen-
de aber verzichteten. dpa

ZAHL DES TAGES

8,5

3Freitag, 4. Dezember 2020

Dieses Dokument ist lizenziert für Voebb-Servicezentrum, ui58016c.
Alle Rechte vorbehalten. © SÜDWEST PRESSE.  Download vom 20.01.2022 12:36 von bib-voebb.genios.de.


